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Sachgebiet 23 


Der Bundesminister Bonn, den 12. Oktober 1971 

für Städtebau und Wohnungswesen 

L 3-02 01 13-3 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr..: Neue Gefahren für den Wohnungsbau 

Bezug: Kleine Anfrage der Fraktion der CDU/CSU 
— Drucksache VI/2602 — 


Namens der Bundesregierung beantworte ich die Kleine 
Anfrage wie folgt: 


Erfreulicherweise setzt sich die Erkenntnis immer mehr durch, 
daß die Zustände auf dem Wohnungsmarkt in der Bundesrepu- 
blik entscheidend auf den Fehlern und Versäumnissen der 
früheren Wohnungspolitik beruhen. So schreibt der „General- 
anzeiger für Bonn und Umgegend" am 30. September 1971 in 
seinem Leitartikel: 

„Fest steht aber, daß für die noch gar nicht absehbare 
Dauer des Wohnungsmangels die Mieter ohne wirksame 
Schutzbestimmungen im Nachteil bleiben. Die seinerzeit von 
Paul Lücke durchgeboxte Freigabe des Wohnungsmarktes 
hat . sich als verfrüht und unbedingt reformbedürftig er- 
wiesen." 

Ebenso die „Düsseldorfer Nachrichten" vom selben Tage. 

Dieser Erkenntnis wird sich auch die Opposition auf die Dauer 
nicht verschließen können. Die Bundesregierung ist deswegen 
gerne bereit, der Opposition hierbei durch Beantwortung ihrer 
wiederholten, immer länger und umständlicher werdenden Fra- 
gen behilflich zu sein. 

Es ist das Ziel der Wohnungspolitik der Bundesregierung, die 
Fehler früherer Regierungen, soweit dies noch möglich ist, 
durch ein Langfristiges Wohnungsbauprogramm, erheblich ver- 
stärkte Leistungen nach dem Wohngeldgesetz und durch eine 
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wesentliche Verbesserung der Rechtsstellung des Mieters zu 
beseitigen. 

Das ist bereits in der Antwort auf die Kleine Anfrage der 
Fraktion der CDU/CSU (Drucksache VI/2239) klargestellt 
worden. 

Für einen deutlichen Aufschwung des Wohnungsbaus sprechen 
bereits alle gegenwärtigen Indikatoren, wie Baugenehmigun- 
gen, Finanzierungszusagen der Kapitalsammelstellen und För- 
derungszusagen im sozialen Wohnungsbau. 

Die Fragen 1 bis 8 beschäftigen sich mit der Steuerreform. Da 
die hiermit verbundenen Probleme sowohl auf Bundesebene, 
als auch zwischen Bund und Ländern in den Einzelheiten noch 
nicht abschließend erörtert sind, können verbindliche Aussagen 
zu diesen Fragen z. Z. nicht gemacht werden. 

Mit dieser Einschränkung beantworte ich die Einzelfragen wie 
folgt: 


1. Erwägt die Bundesregierung weiterhin eine Einschränkung der 
Bausparförderung, wenn ja, in welcher Weise? 

2. Ist der Bundesregierung bekannt, daß die Bauspardarlehen und 
Bauspartguthaben im Jahre 1970 mehr als 1/3 des gesamten 
Finanzierungsbedarfs für den Wohnungsbau gedeckt haben 
und daß bei einer Verwirklichung der Pläne zur Einschränkung 
des Bausparens mit einem erheblichen Rückgang des Neu- 
geschäfts der Bausparkassen gerechnet werden muß? Wie ge- 
denkt die Bundesregierung die dadurch entstehende enorme 
Finanzierungslücke zu schließen? 


Die Bundesregierung ist sich der Bedeutung des Bausparens für 
die Finanzierung des Wohnungsbaus bewußt; sie wird dieser 
Bedeutung bei der vom Deutschen Bundestag einmütig gefor- 
derten Neuordnung und Vereinheitlichung der Sparförderung 
Rechnung tragen. Die Prüfung, wie dies zu geschehen hat, ist 
noch nicht abgeschlossen. 


3. In welcher Weise will die Bundesregierung die gegenwärtigen 
Steuervergünstigungen nach § 7 b des Einkommensteuergeset- 
zes für Ein- oder Zweifamilienhäuser sowie für Eigentums- 
wohnungen ändern? Ist an die Einführung eines „Zulage- 
systems" gedacht? Wenn ja, wie soll dieses System ausschen 
und funktionieren? 

Die Überlegungen, ob und gegebenenfalls in welcher Weise die 
Steuerbegünstigungen nach § 7 b des Einkommensteuergesetzes 
durch eine Begünstigungsmethode mit gleichmäßiger Ent- 
lastungswirkung ersetzt werden soll, sind noch nicht abge- 
schlossen. Aussagen über eine Umgestaltung der Vorschrift 
sind deshalb zur Zeit noch nicht möglich. 
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4 . Beabsichtigt die Bundesregierung, auch die besonderen Ab- 
schreibungsmöglichkeiten für den Modernisierungsaufwand bei 
Altbauwohnungen abzubauen und damit einen wesentlichen 
Anreiz für die Modernisierung zu beseitigen? 


Die Bundesregierung beabsichtigt nicht, die Vergünstigungen 
für den Modernisierungsaufwand bei Altwohngebäuden ersatz- 
los abzubauen. Ob und gegebenenfalls wie die bestehende 
Regelung des § 82 a der Einkommensteuer-Durchführungsver- 
ordnung durch eine gleichmäßiger und gerechter wirkende För- 
derungsmethode ersetzt werden kann, wird z. Z. noch geprüft. 


5. Ist sich die Bundesregierung darüber im klaren, daß bei der 
von ihr angekündigten Erhöhung der Körperschaftsteuer für 
die Reaikreditinstitute von 35,5% auf 56% zwangsläufig eine 
Verteuerung der Wohnungsbaufinanzierung eintreten wird und 
sich damit im Ergebnis neue Mieterhöhungen im Wohnungsbau 
ergeben werden? 

Die verallgemeinernde Annahme, eine Erhöhung der Körper- 
schaftsteuer für die Realkreditinstitute bringe zwangsläufig 
eine Verteuerung der Wohnungsbaufinanzierung mit sich, ist in 
Anbetracht der unterschiedlichen Beschaffenheit des für die 
Wohnungsbaufinanzierung zur Verfügung stehenden Kredit- 
marktes nicht gerechtfertigt. Im übrigen wird die Frage sowohl 
nach dem Umfang als auch nach einer sofortigen Tarifanhebung 
bei Realkreditinstituten ebenfalls noch geprüft. 


6. Beabsichtigt die Bundesregierung, die zehnjährige Grund- 
steuervergünstigung im sozialen und steuerbegünstigten Woh- 
nungsbau zu kürzen oder gar zu beseitigen und das gesamte 
Grundsteueraufkommen um 25% zu erhöhen? Wenn ja, was 
ist im einzelnen vorgesehen? Ist die Bundesregierung sich 
dessen bewußt, daß dies zu weiteren Mietpreissteigerungen im 
Wohnungsneubau und damit auch zur erhöhten Inanspruch- 
nahme von Wohngeld führen wird? 


Die Bundesregierung beabsichtigt nicht, die im Zweiten Woh- 
nungsbaugesetz vorgesehene zehnjährige Grundsteuervergün- 
stigung für den Wohnungsbau zu kürzen oder zu beseitigen. 


Der grundsteuerbegünstigte Wohnungsbau wird von der mit 
der Steuerreform angestrebten Erhöhung des Aufkommens der 
Grundsteuer B um ca. 25 % nicht nennenswert berührt. Die bis 
zum Inkrafttreten der Steuerreform fertiggestellten steuer- 
begünstigten Wohnungen werden von keiner Steuererhöhung 
betroffen; die danach gebauten steuerbegünstigten Wohnungen 
nur insoweit, als es sich um den nicht begünstigten Bodenwert- 
anteil handelt. Zumindest für den gegenwärtigen Wohnungs- 
neubau sind daher weder Mietpreissteigerungen noch erhöhte 
Wohngeldausgaben zu erwarten. 


Die Durchführung der schon in der vergangenen Legislatur- 
periode angekündigten Grundsteuererhöhung soll in der Weise 
erfolgen, daß die Steuermeßzahlen für die Grundsteuer B ent- 
sprechend berechnet werden. 
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7. Will die Bundesregierung auch die Vergünstigungen bei der 
Grunderwerbsteuer abbauen und damit den Erwerb von Bau- 
land, vor allem für Personen, die sich ein Eigenheim errichten 
wollen, zusätzlich verteuern? 

8. Beabsichtigt die Bundesregierung eine Wertzuwachssteuer von 
realisierten und nicht realisierten Bodenwertsteigerungen ein- 
zuführen? Wenn ja, in welcher Weise? 


Die Prüfung der Fragen, wie die Grunderwerbsteuer aufkom- 
mensneutral vereinheitlicht werden kann und wie einer Boden- 
spekulation am zweckmäßigsten und wirkungsvollsten ent- 
gegengetreten werden sollte, ist noch nicht abgeschlossen. 


9. Welche Gründe veranlassen den Minister für Städtebau und 
Wohnungswesen, immer wieder die Behauptung aufzustellen, 
daß die Degression der Bundesmittel von 1956 bis 1965 am 
Niedergang des Wohnungsbaus schuld seien, obwohl nach den 
eigenen Angaben des Bundesministers in der Drucksache 
VI/2239 der Anteil der öffentlichen Mittel an den gesamten 
Wohnungsbauinvestitionen im Jahre 1965, im letzten Degres- 
sionsjahr, noch 17,1 % betrug, während dieser Anteil im Jahre 
1969 sich nur noch auf 8,6 % belief? 

Daß die Degression der Bundesmittel von 1956 bis 1965 einen 
Rückgang der Förderungsergebnisse im sozialen Wohnungsbau 
bewirkte, ist keine Behauptung, sondern eine Tatsachenfest- 
stellung. Die politische Entscheidung früherer Bundesregierun- 
gen, die Mittel für den sozialen Wohnungsbau parallel zum 
Abbau der Wohnungsmarktregulierung zu reduzieren, beruhte 
auf einer Fehleinschätzung der wirklichen Gegebenheiten. Die 
Folgen dieser Degression der Bundesmittel sind in der Druck- 
sache VI/2239 ausführlich dargestellt worden. 

Der Anteil der öffentlichen Mittel an der Finanzierung der 
gesamten Wohnungsbauinvestitionen allein ist dagegen für die 
Beurteilung des finanziellen Engagements der öffentlichen Hand 
für den sozialen Wohnungsbau immer weniger geeignet, seit- 
dem sich die Förderung des sozialen Wohnungsbaus zuneh- 
mend zu finanziellen Hilfen verlagert, die nicht in die Woh- 
nungsbaufinanzierung eingehen (Annuitäts- und Aufwendungs- 
beihilfen). 


10. Wie hoch war der Anteil der öffentlichen Mittel zur Förderung 
des Wohnungsbaus an den gesamten Wohnungsbauinvesti- 
tionen des Jahres 1970? Wie hoch sind die Mittel, die 1971 
insgesamt im Haushaltsplan des Bundesministeriums für 
Städtebau und Wohnungswesen gestrichen wurden? Bei wel- 
chen Titeln und in welcher Höhe sind die Einsparungen 
erfolgt? 

Der Anteil der öffentlichen Mittel an der Finanzierung des 
gesamten Wohnungsbaus betrug im Jahre 1970 7,6 v. H. Wie 
wenig aussagekräftig diese Zahl jedoch für das finanzielle 
Engagement der öffentlichen Hand für den sozialen Wohnungs- 
bau ist, ist bereits in der Antwort auf Frage 9 dargestellt 
worden. 

Im Haushaltsplan 1971 des Bundesministeriums für Städtebau 
und Wohnungswesen sind keine Mittel gestrichen worden; im 
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übrigen gelten für den Einzelplan 25 die von der Bundesregie- 
rung beschlossenen Verfügungsbeschränkungen, von denen je- 
doch u. a. das Intensivprogramm des Langfristigen Wohnungs- 
bauprogramms ausgenommen worden ist. 


11. Wie hoch werden im Jahre 1971 die Aufwendungen des Bun- 
des für das Wohngeld und für die Wohnungsbauprämien sein? 

Die Istausgaben des Bundes für das Wohngeld und für die 
Wohnungsbauprämien können erst nach Ablauf des Haushalts- 
jahres 1971 mitgeteilt werden. 


12. Wie hoch schätzt die Bundesregierung die Aufwendungen des 
Bundes für das Wohngeld und die Wohnungsbauprämien im 
Jahre 1972? 

Im Haushaltsentwurf 1972 sind 

für Wohngeld 775,0 Mio DM 

und 

für Wohnungsbauprämien 1 424,7 Mio DM 
veranschlagt. 


13. Worauf stützt der Bundesminister für Städtebau und Woh- 
nungswesen seine Ankündigung, daß der Bund ab 1972 jähr- 
lich 100 000 Wohnungen mehr fördern werde? 

Mit dem Langfristigen Wohnungsbauprogramm hat sich die 
Bundesregierung zum Ziel gesetzt und - zunächst mit einem 
Fünf-Jahres-Programm - die Grundlage geschaffen, daß jähr- 
lich von Bund und Ländern rd. 100 000 Wohnungseinheiten mehr 
gefördert werden können. Mit Rücksicht auf die Stabilitätsmaß- 
nahmen der Bundesregierung konnte das Programm in diesem 
Jahr erst sehr spät und auch nur zum Teil anlaufen. Dennoch 
kann auch in diesem Jahr aufgrund der bisher erfolgten Be- 
willigungen bereits mit einem gegenüber 1970 erheblich ver- 
besserten Förderungsergebnis gerechnet werden. Im Jahre 1972, 
wenn das Langfristige Wohnungsbauprogramm voll anläuft, 
wird sich diese Zahl weiter erhöhen und das von der Bundes- 
regierung gesetzte Ziel verwirklichen. 


14. An welche „strukturellen“ Änderungen des Zweiten Woh- 
nungsbaugesetzes denkt der Bundesminister nach seinen mehr- 
fachen Ausführungen in der Öffentlichkeit? Welche neuen 
Schwerpunkte sollen für die Wohnungsbauförderung noch in 
dieser Legislaturperiode gesetzt werden? 


Im Rahmen des Entwurfs eines Wohnungsbauänderungsgeset- 
zes 1971, der dem Deutschen Bundestag zur Beratung vorliegt 
(Drucksache VI/2117), soll das Zweite Wohnungsbaugesetz be- 
reits die Änderungen und Ergänzungen erhalten, die zur Durch- 
führung des Langfristigen Wohnungsbauprogramms erforder- 
lich sind. Hierbei werden insbesondere die bisherigen Förde- 
rungsmöglichkeiten des Gesetzes weiter ausgebaut, um durch 
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zusätzliche Programme über den engeren Bereich des öffentlich 
geförderten sozialen Wohnungsbaus hinaus - dessen Berech- 
tigtenkreis entsprechend der Einkommensentwicklung jedoch 
neu abgegrenzt wird - in bestimmten regionalen Schwerpunk- 
ten auch mittlere Einkommensgruppen in die Förderung einzu- 
beziehen. 

Im Anschluß an diesen Gesetzentwurf wird eine weitergehende 
Reform des Zweiten Wohnungsbaugesetzes erwogen, die neben 
einer allgemeinen Rechtsbereinigung durch Aufhebung von 
überholten oder entbehrlich gewordenen Vorschriften im Rah- 
men der mittelfristigen Finanzplanung vor allem folgende struk- 
turelle Änderungen bezweckt: 

— Verzahnung der Wohnungsbauförderung mit der städtebau- 
lichen Sanierung und Entwicklung nach dem Städtebau- 
förderungsgesetz 

— Ersetzung der starren Förderungsvorränge durch elasti- 
schere Bestimmungen, die einen Mitteleinsatz nach regiona- 
len und personenbezogenen Schwerpunkten ermöglichen, 
um die Förderung noch stärker am tatsächlichen Wohnungs- 
bedarf auszurichten 

— Erweiterung der Zielsetzung des Gesetzes über den Neubau 
hinaus durch Einbeziehung von Förderungsaufgaben im Be- 
reich der Erneuerung und Modernisierung des Wohnungs- 
bestandes. 


15. Wie hat sich der Eigentumsanteil im Vergleich zum Miet- 
wohnungsbau seit 1969 entwickelt; wie beurteilt die Bundes- 
regierung die weitere Entwicklung? 

Der Anteil der Eigenheime (ohne zweite Wohnungen in Zwei- 
familienhäusern) an den fertiggestellten Wohnungen (in Wohn- 
gebäuden) betrug 

1969: 34,1 v. H. 

1970: 34,6 v. H. 

In der gleichen Zeit hat nach Erhebungen der Bausparkassen die 
Zahl der von den Bausparkassen mitfinanzierten Eigentums- 
wohnungen erheblich zugenommen. Daraus ergibt sich insge- 
samt eine wesentlich stärkere Zunahme der „Eigentumsquote“ 
als bei isolierter Betrachtung des Eigenheimanteils. Auf diese 
Tatsache ist bereits in der Drucksache VI/2239 hingewiesen 
worden. Nach Auffassung der Bundesregierung deuten alle ver- 
fügbaren Daten auf eine weitere Zunahme der „Eigentums- 
quote' 1 im Wohnungsbau hin. 


16. Wie hoch lagen 1970 die Gesamtkosten pro Wohnung im 
öffentlich geförderten sozialen Wohnungsbau? Wie hoch war 
die Steigerungsrate gegenüber 1962? 
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damit um 79 v. H. höher als 1962. Hierbei ist zu beachten, daß 
es sich nicht um sogenannte bereinigte Werte handelt. Eine 
Wohnung von 1962 läßt sich nicht mit einer Wohnung von 1970 
vergleichen. In dieser Zeit sind die Durchschnittsgrößen der 
Wohnungen ständig gestiegen; darüber hinaus ist die Aus- 
stattung weiter verbessert worden. Auf diese Tatsache ist in der 
Drucksache VI/2239 ebenfalls bereits hingewiesen worden. 


17. Treffen Pressemeldungen zu, daß die Kostenniieten in ver- 
schiedenen Ballungsgebieten im 

a) öffentlich geförderten Wohnungsbau rd. 10 DM und 

b) im steuerbegünstigten Wohnungsbau bereits 12 DM bis 
15 DM je Quadratmeter Wohnfläche betragen? 

Wenn ja, was gedenkt die Bundesregierung konkret gegen 
diese besorgniserregende Entwicklung zu unternehmen? 


Solche Pressemeldungen treffen nicht zu. 


18. Wie beurteilt die Bundesregierung die weitere jährliche Ent- 
wicklung der Baupreise und Mieten bis 1975 

a) im öffentlich geförderten sozialen, 

b) im steuerbegünstigten und 

c) im freifinanzierten Wohnungsbau? 

Nach allen bisherigen Erfahrungen muß im Hochbau aufgrund 
struktureller Besonderheiten der Bauwirtschaft auch für die 
nächsten Jahre mit einem gewissen Anstieg der Baupreise ge- 
rechnet werden. Die Bundesregierung ist jedoch im Rahmen 
ihrer Forschungs-, Wirtschafts- und Strukturpolitik bemüht, 
regulierend auf die Baupreisentwicklung einzuwirken. 

Bei der Mietentwicklung ist zwischen dem Wohnungsneubau 
und dem Bestand an Neubauwohnungen zu unterscheiden. 
Während sich in den Mieten des Wohnungsneubaus die Ent- 
wicklung der Baupreise, der Baulandpreise, der Erschließungs- 
kosten und der Kapitalkosten niederschlägt, wird die Mietpreis- 
entwicklung im Wohnungsbestand von anderen Faktoren be- 
stimmt, wie z. B. 

— vom planmäßigen Auslaufen von Subventionen (Aufwen- 
dungs- und Zinszuschüssen) bei jeweils einem Jahrgang von 
Sozialwohnungen, 

— vom planmäßigen Auslaufen der Grundsteuervergünstigung 
bei jeweils einem Jahrgang von Nachkriegswohnungen, 

— vom Anstieg der Bewirtschaftungskosten (Kosten der In- 
standhaltung und der Schönheitsreparaturen; „kommunale 
Kosten", wie z. B. Gebühren für Wasser, Kanalbenutzung, 
Straßenreinigung, Müllabfuhr etc.), 

— vom Wegfall von sogenannten Aufwandsverzichten der Ver- 
mieter bei Sozialwohnungen. 
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Darüber hinausgehende Mieterhöhungen zur Anpassung an 
allgemeine und an regionale Wertveränderungen sollen durch 
das „Gesetz zur Begrenzung des Mietanstiegs und zur Verbes- 
serung des Mietrechts" auf ein vertretbares Ausmaß beschränkt 
werden. 


19. Ist der Bundesregierung bekannt, daß an den deutschen Hoch- 
schulen z. Z. nur knapp 57 000 Wohnheimplätze zur Verfügung 
stehen, während der Bedarf nach dem sog. Düsseldorfer Wohn- 
heimplan 1975 bei etwa 650 000 Studenten auf 195 000 Plätze 
geschätzt wird, deren Erstellung selbst bei der Annahme einer 
unveränderten Baukostensituation schon einen Finanzbedarf 
von 3,5 Mrd. DM erfordern würde? Wie viele Wohnheimplätze 
gedenkt die Bundesregierung in diesem und in den kommen- 
den Jahren zu fördern und wie viele Mittel hierfür bereit- 
zustellen? 

Der Stand der Wohnraumversorgung der Studierenden ist der 
Bundesregierung bekannt. Es war ihr in der ersten Hälfte dieser 
Legislaturperiode leider noch nicht möglich, die Versäumnisse 
früherer Bundesregierungen auch nur annähernd auszugleichen. 
Die Bundesregierung bleibt bemüht, den Fehlbestand in den 
nächsten Jahren weiter zu verringern. Um dabei eine bessere 
Abstimmung mit dem Hochschulbau sicherzustellen, wird die 
Bundesregierung von 1972 an die Zuständigkeit für den Studen- 
tenwohnraumbau beim Bundesministerium für Bildung und 
Wissenschaft zusammenzufassen. Der Haushaltsentwurf für 
1972 sieht bei Kapitel 31 03 einen Ansatz von 54 Mio DM (ohne 
Eventualhaushalt) und eine Verpflichtungsermächtigung in 
Höhe von 60 Mio DM vor. über den Förderungsrahmen der dar- 
auffolgenden Jahre lassen sich verbindliche Angaben zur Zeit 
noch nicht machen; jedoch sollen die Haushaltsansätze erhöht 
werden. 


Dr. Lauritzen 
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